
4. Kap.— gerichtliches Verfahren 1

2.6.
Die zur Begründung der Entscheidung 
erforderlichen Tatsachen ergeben sich in 
der Regel aus den Sachverhaltsfeststellun­
gen des Urteils. In jedem Falle ist jedoch 
zu begründen, worin die Verletzung der 
zutreffenden Schadenersatznorm besteht. 
Die detaillierten Schadenssummen sind 
aufzuführen.
Bei Abweisung oder Teilabweisung des 
Schadenersatzantrages sind die Tatsachen 
und Rechtsgründe hierfür anzugeben. 
Macht der Straftäter Mitverantwortlichkeit 
des Geschädigten erfolglos geltend, ist auch 
dies zu begründen.

2.7.
Die Entscheidung über den Schadenersatz­
antrag ist dem Geschädigten gemäß § 184 
Abs. 3 StPO in Verbindung mit §§ 38 ff. 
ZPO als Auszug aus dem Strafurteil zuzu­
stellen.
Ihm ist dabei auch eine schriftliche Rechts­
mittelbelehrung zu erteilen.

2.8.
Die Gerichte haben die Wiedergutma­
chungsverpflichtungen, die sie im Zusam­
menhang mit Bewährungsverurteilungeri' 
aussprechen, auf sorgfältige Feststellungen 
zu den Einkommens- und Lebensverhält­
nissen der Täter zu stützen und so kon­
kret zu bestimmen, daß sie dazu beitragen, 
für die Angeklagten echte Bewährungs­
situationen zu schaffen. Die Erwartung von 
nachhaltigen Anstrengungen zur Wieder­
gutmachung eines verursachten hohen 
Schadens kann sich auch auf die Veräuße­
rung bestimmter Vermögensteile, wie z. B. 
PKW, Wochenendhaus, Sammlungen, durch 
den Verurteilten beziehen.
Ist ein umgehender Ersatz des Schadens 
dem Verurteilten nicht möglich, ist die 
Verpflichtung zur Wiedergutmachung mit 
Festlegungen über Zahlungsfristen unter 
Beachtung der Vermögenslage und des 
Umstandes auszugestalten, daß diese Fest­
legungen Strafencharakter haben. Oft ist es 
zweckmäßig, sie mit geeigneten Kontroll- 
maßnahmen, z. B. Berichterstattung vor 
dem Kollektiv, dem Leiter oder Gericht, zu 
verbinden.
Verpflichtungen zur Wiedergutmachung 
können auch festgelegt werden,- wenn nur 
Schadensteilbeträge feststehen.
Die Kontrolle über die Erfüllung der

Wiedergutmachungsverpflichtung ist so 
vorzunehmen, daß sie die Verwirklichung 
der ausgesprochenen Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit unterstützt 
und den Interessen der geschädigten 
Bürger und Betriebe voll entspricht.

4.
Zu den Ansprüchen bei der Abwehr von 
Schäden und Gefahren
Bürger, die sich aus gesellschaftlicher Ver­
antwortung für Ordnung und Sicherheit 
einsetzen, sind besonders zu unterstützen. 
Die Ansprüche von Bürgern und Betrieben 
im Zusammenhang mit der Abwehr von 
Schäden und Gefahren gemäß § 326 ZGB 
und § 271 Abs. 1 AGB sind deshalb kon­
sequent durchzusetzen. Die entsprechenden 
Verfahren sind durch die Gerichte gezielt 
auszu werten.
Da diese Ansprüche hinsichtlich der Vor­
aussetzungen und der Art und Weise der 
Geltendmachung Besonderheiten gegen­
über dem Schadenersatz gemäß §§ 330 ff. 
ZGB bzw. § 270 AGB aufweisen, haben die 
Gerichte insbesondere folgendes zu beach­
ten:
— die Aufwendungen sind in dem Umfang 

zu erstatten,. in dem sie von dem han­
delnden Bürger oder Betrieb unter den 
gegebenen Umständen als angemessen 
und notwendig anzusehen waren;

— entschädigungspflichtige Nachteile sind 
sowohl Personen- als auch Sachschäden 
sowie Einkommensminderungen und 
die von § 339 ZGB bzw. § 269 AGB er­
faßten materiellen Auswirkungen. Han­
delt es sich um Ansprüche nach 
§ 326 ZGB, gehören dazu bei Vorliegen 
der entsprechenden Voraussetzungen 
auch Ausgleichsansprüche im Sinne des 
§ 338 Abs. 3 ZGB.

5.
Zum Inhalt der Schadenersatzpflicht

5.1.
Zum Ausgleichsanspruch bei Gesundheits­
schäden (§ 338 Abs. 3 ZGB)
— Die Voraussetzung des Ausgleichs­

anspruchs, daß der Geschädigte wegen 
des ihm zugefügten Gesundheitsscha­
dens nur im beschränkten Umfang am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
kann, liegt insbesondere dann vor, wenn
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